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Die Überprüfung des EU-Budgets wird noch in diesem Jahr in eine entscheidende Phase 
eintreten: Die Europäische Kommission will bis spätestens Oktober 2009 ihr Weißbuch 
zur Revision des EU-Haushalts vorlegen. Darin werden sämtliche Aspekte der EU-Aus-
gaben und der Eigenmittel einer umfassenden Prüfung unterzogen. Mit diesem Revi-
sionsbericht wird die Kommission ihre Vorschläge für einen »modernen Haushalt« 
vorstellen, der den neuen Herausforderungen an die Europäische Union gewachsen 
sein soll. Immer wieder konstatieren Kritiker, dass der EU-Haushalt den Anforderungen 
einer globalisierten Welt nicht mehr entspreche. Die größten Budgetposten dienten 
der Finanzierung von Aufgaben, die an Priorität eingebüßt hätten und deren Mehrwert 
für die EU nicht zu erkennen sei; zudem sei das Finanzierungssystem mit den maß-
gebenden Prinzipien der Transparenz und Beitragsgerechtigkeit kaum noch vereinbar. 

 
Die EU-Kommission hat mit einer breiten 
öffentlichen Konsultation und mehreren 
Konferenzen einen Prozess intensiver Dis-
kussionen angestoßen, der sich in einer 
Vielzahl von Beiträgen in Fachzeitschriften, 
Forschungsberichten und Gutachten 
widerspiegelt. In diesen Beiträgen werden 
verschiedene Reformansätze – für die Aus-
gaben- wie für die Einnahmenseite des 
EU-Budgets – und verhandlungstaktische 
Erwägungen der EU-Organe, der Mitglied-
staaten und bestimmter Interessengruppen 
diskutiert. Die Autoren der Gutachten und 
Zeitschriftenartikel zeigen verschiedene 
Wege auf, wie man die sich bereits abzeich-
nende Verfestigung der Verhandlungs-

positionen in diesem Revisionsprozess 
aufbrechen könnte. 

Intergouvernementale 
Verhandlungsmuster und 
Ursachen der Reformblockade 

Viele Reformvorschläge basieren auf einer 
Analyse der letzten Verhandlungen zum 
EU-Finanzrahmen 2007–2013. Einen guten 
Überblick über diese Verhandlungen liefert 
Joachim Schild, Professor für Politikwissen-
schaft und vergleichende Regierungslehre 
an der Universität Trier. In seiner Analyse 
nennt er zwei Voraussetzungen, die erfüllt 



sein müssen, damit ein Wandel des EU-
Finanzsystems möglich wird: 1. Die Ände-
rung des politischen Klimas und 2. den 
Wandel der Präferenzen der Mitglied-
staaten. Die Verhandlungen wurden bis-
lang stets von der Konstellation gegensätz-
licher Interessen der Nettoempfänger und 
der Nettozahler bestimmt; das Manko der 
Finanzverhandlungen liegt demnach in 
erster Linie in ihrem intergouvernemen-
talen Charakter. Dies stärke, so Schild, die 
Tendenz zu Paketverhandlungen und führe 
zwangsläufig dazu, dass man bei der Aus-
handlung der schwierigen Kompromisse 
zum Mittel der Kompensationszahlungen 
greife. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt 
Daniel Gros von Centre for European Policy 
Studies (CEPS). Er kritisiert sowohl den inter-
gouvernementalen Charakter der Budget-
verhandlungen und die Orientierung an 
der Nettosaldenlogik als auch die Intrans-
parenz der Verteilung von Kosten und 
Gewinnen. Eine wirkliche Reform der 
Ausgabenpolitik sei unmöglich geworden 
angesichts des französisch-deutschen Kom-
promisses zur Finanzierung der Gemein-
samen Agrarpolitik vom Oktober 2002, 
mit dem eine grundsätzliche Reform 
der Agrarpolitik bis 2013 ausgeschlossen 
wurde. Eine Änderung der Ausgaben-
politik zugunsten der Politikfelder For-
schung, Bildung, Außen-, Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik habe daher nicht 
stattgefunden. 

Auch Tamás Szemlér und Jonas Erik-
sson bestätigen diesen Befund in ihrer Dar-
stellung der unterschiedlichen Interessen 
und Positionen einiger Mitgliedstaaten zur 
Reform des EU-Haushalts. Sie stellen fest, 
dass die kurzfristigen Länderinteressen 
größtenteils von Nettosaldenlogik und 
einem juste retour-Denken geprägt seien, 
das Beiträge zum EU-Haushalt und Rück-
flüsse aus ihm miteinander verrechnet. 
Daran werde sich auch in der nahen Zu-
kunft nichts ändern. 

Mark Pollack belegt in seiner Längs-
schnittanalyse der Geschichte der euro-
päischen Finanzverfassung von 1970 bis 

2008 ebenfalls die Dominanz des inter-
gouvernementalen Charakters der Finanz-
verhandlungen. Er geht den Fragen nach, 
wann und warum die Mitgliedstaaten 
Haushaltskompetenzen an supranationale 
Akteure delegiert und wie die Europäische 
Kommission und das Europäische Parla-
ment ihre Agency- und Agenda-Setting-
Macht genutzt haben, um die Ergebnisse 
der Finanzverhandlungen zu beeinflussen. 
Pollack vermerkt, dass die Mitgliedstaaten 
zwar aus einem demokratischen Grund-
verständnis heraus das Europäische Parla-
ment in das Haushaltsverfahren eingebun-
den haben; gleichzeitig beschränkten sie 
dessen Einfluss aber auf nachrangige Fra-
gen und behielten sich die zentralen Ent-
scheidungen über die Einnahmequellen der 
EU und über die Eckpunkte der Ausgaben 
vor, zum Beispiel im Bereich der Gemein-
samen Agrarpolitik. 

Einerseits habe die Frage nach der demo-
kratischen Legitimität eine wichtige Rolle 
bei der Festschreibung des jährlichen Haus-
haltsverfahrens wie auch bei der Reform 
dieses Verfahrens durch den Verfassungs-
vertrag und den Lissabonner Vertrag ge-
spielt; andererseits hätten die Mitglied-
staaten die Konsequenzen einer Stärkung 
des Parlaments einkalkuliert und den Ein-
fluss supranationaler Akteure durch die 
Einführung von Veto-Möglichkeiten im 
Entscheidungsprozess begrenzt. Insgesamt 
schätzt Pollack die Agenda-Setting-Macht 
der Kommission als gering ein, obwohl 
er Beispiele für ein wirksames informelles 
Agenda-Setting der Kommission mit der 
Aufnahme der Finanzrahmen Delors I 
und II am Ende der achtziger und zu An-
fang der neunziger Jahre und mit dem 
jährlichen Haushaltsprozess liefert. Im 
Vergleich dazu habe das Europäische Par-
lament größere und stärker bindende 
Haushaltskompetenzen. 

Im Gegensatz zu Pollack beschreibt 
Joachim Schild das Europäische Parlament 
als einen eher machtlosen Veto-Player. 
Daniel Gros, der diese Auffassung teilt, 
fordert deshalb eine deutliche Aufwertung 
der Rolle dieses Parlaments, das über mehr 
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Entscheidungsmacht im Haushaltsverfah-
ren verfügen sollte. 

Demgegenüber sieht Friedrich Heine-
mann in einem Aufsatz für die Zeitschrift für 
Staats- und Europawissenschaften starke insti-
tutionelle Eigeninteressen bei Parlament 
und Kommission. Deren Interesse an einem 
Ausbau ihrer politischen Mitwirkungs-
möglichkeiten dominiere über das Interesse 
am europäischen Gemeinwohl. Gleiches 
gelte analog für die Mitgliedstaaten. Die in 
den Verhandlungen über das europäische 
Budget vorherrschende Status-quo-Orientie-
rung erklärt er mit dem Denken in Netto-
saldenkategorien. Eine Kernursache für das 
Festhalten am nationalen Eigeninteresse sei 
das common pool-Phänomen: Für Akteure mit 
regionalen oder nationalen Wahlkreisen 
bestehe demnach ein besonderer Anreiz, 
sich für eine europaweite Finanzierung 
national oder regional ausgerichteter Trans-
ferprogramme einzusetzen, da sie von 
europäischen Programmen profitieren, zu 
denen sie jedoch keinen oder nur einen 
sehr geringen Finanzierungsbeitrag leisten 
müssen. Das Eigeninteresse überwiege mit-
hin das Interesse an der Bereitstellung euro-
päischer öffentlicher Güter. 

Dies führt zu einer Asymmetrie in der 
Verteilung von Vor- und Nachteilen in den 
Verhandlungen, der Ausweitung ineffi-
zienter, aber regional oder sektoral begün-
stigender Politikbereiche und der Unter-
stützung auch an sich wohlhabender 
Regionen – zusammengefasst zu einer so-
genannten pork barrel-Politik. Mit der Auf-
nahme neuer Mitglieder in die EU wurde 
das common pool-Problem weiter verschärft. 
Aufgrund der größeren Zahl regionaler 
und nationaler Repräsentanten wachse das 
Interesse an EU-Ausgabenprogrammen; 
zugleich verringerten sich die mit diesen 
Programmen verbundenen eigenen Finan-
zierungskosten. Für Heinemann liegt das 
Dilemma einer Reform der EU-Finanz-
verfassung nicht auf der Einnahmeseite – 
den Vorschlag zur Einführung einer EU-
Steuer lehnt er ab, denn damit würde die 
Tendenz von pork barrels zusätzlich ver-
stärkt –, sondern auf der Ausgabenseite. 

Unterschiedliche Zielsetzungen 
auf der Einnahmeseite 

Die Ablehnung einer steuerbasierten Ein-
nahmequelle für das EU-Budget begründet 
Friedrich Heinemann mit seinen Kollegen 
Philipp Mohl und Steffen Osterloh vom 
Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) in einem umfangreichen 
Gutachten, das sie im Auftrag des Bundes-
ministeriums der Finanzen zu Reform-
optionen für das EU-Eigenmittelsystem 
erstellt haben. Die Einführung einer EU-
Steuer erzeuge unerwünschte Verteilungs-
effekte. Die zur Diskussion stehenden 
Steuerarten, wie eine CO2-Steuer, die Ein-
kommenssteuer oder Verbrauchssteuern, 
hätten zum Teil regressiven Charakter. 
Aufgrund dessen würden die ärmeren Mit-
gliedstaaten aus Süd- und Osteuropa, 
wegen ihrer höheren Konsumquote aber 
auch Länder mit einem hohen Anteil am 
Tourismus stärker belastet. Zusätzliche 
ungelöste Probleme seien die fehlende har-
monisierte Bemessungsgrundlage, natio-
nale Unterschiede in der Behandlung von 
Steuerhinterziehungen und bei der ver-
waltungstechnischen Effizienz der Steuer-
eintreibung. Schon aus diesem Grund sei 
eine EU-Steuer keine Lösung für die juste 
retour-Problematik – sie könne sich sogar 
als kontraproduktiv erweisen. 

Die schwache Verbindung zwischen den 
nationalen Haushalten und dem EU-Haus-
halt und der geringe Anreiz für die Mit-
gliedstaaten, den EU-Haushalt zu über-
prüfen, könnte zu einem Nachlassen der 
Haushaltsdisziplin in der EU führen. Um 
ein höheres Maß an Verteilungsgerechtig-
keit zu erreichen, könnte ein neuer Kom-
pensationsmechanismus erforderlich 
werden. Als Vereinfachung auf der Ein-
nahmeseite empfehlen die Autoren die Ab-
schaffung der Mehrwertsteuer-Eigenmittel 
und eine weitgehende Finanzierung auf der 
Basis der bereits bestehenden Bruttonatio-
naleinkommen-Eigenmittel (BNE). Um die 
Rabatte zu ersetzen, die derzeit einzelnen 
Mitgliedstaaten gewährt werden, schlagen 
sie einen »allgemeinen begrenzten Korrek-
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turmechanismus« (ABKM) vor, der für 
bestimmte Politikbereiche eingerichtet 
werden sollte. Ein solcher Mechanismus 
würde kein einzelnes Land privilegieren 
und eine politische Lastenverteilung in der 
Gemeinschaft anhand objektiver und mess-
barer Länderdaten ermöglichen. Als neues 
Element schlagen Friedrich Heinemann 
und seine Mitarbeiter die finanzielle Betei-
ligung der Regionen an der Finanzierung 
der EU vor. Dies könnte zu mehr Effizienz 
und Transparenz des EU-Haushalts bei-
tragen. Im Verbund mit dem ABKM könne 
so zudem auch das common pool-Problem 
gelöst werden. 

In ihrer umfassenden, im Auftrag der 
Europäischen Kommission verfassten 
Studie Financing of the European Union Budget 
ziehen Iain Begg von der London School of 
Economics, Henrik Enderlein von der Hertie 
School of Governance, Jacque Le Cacheux vom 
L’Oservatoire Français des Conjonctures Eco-
nomique und Mojmir Mrak von der wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät der 
University of Ljubljana eine kritische Bilanz 
des derzeitigen Eigenmittelsystems. Je 
nach Kriterium, das als Qualitätsmaßstab 
an das Eigenmittelsystem angelegt würde, 
verändere sich die Auswahl der Finanzie-
rungsquelle. Kriterien können die Beitrags-
gerechtigkeit sein, aber auch die finanzielle 
Autonomie der EU, die Transparenz der 
Finanzierung oder ein direkter Bezug 
zwischen den finanzierenden Bürgern und 
dem EU-Budget. So würde ein starker Fokus 
auf Stabilität und Verlässlichkeit der Finan-
zierung des EU-Haushalts die Fortschrei-
bung des Status quo und das Festhalten an 
den BNE-Eigenmitteln als Haupteinnahme-
quelle bedeuten. Werde hingegen eine mög-
lichst enge Verbindung zwischen Bürgern 
und EU-Politiken angestrebt oder seien 
größere Investitionen in europäische öffent-
liche Güter von hoher Priorität, dann könn-
te dies für alternative Finanzierungsquellen 
sprechen. Die normative Dimension sei 
demzufolge ein wichtiger Entscheidungs-
faktor für die Bewertung des Eigenmittel-
systems und die Auswahl der Finanzie-
rungsquelle. Angesichts der widersprüch-

lichen Ziele und Maßstäbe biete, so die 
Autoren, ein Finanzierungsmix einen Aus-
weg auf diesem Dilemma. Ein solcher Mix 
könne am ehesten dem dualen Charakter 
der EU als einer Union von Mitgliedstaaten 
und Bürgern gerecht werden. 

Die Studie entwirft fünf Szenarien für 
die weitere Entwicklung des EU-Eigen-
mittelsystems: eine Minimalreform 2013, 
die Einführung echter EU-Eigenmittel 2013, 
eine Minimalreform 2020, die Einführung 
echter EU-Eigenmittel 2020 und das Sze-
nario »taxation with representation«. Der 
letzte Reformvorschlag sieht das Euro-
päische Parlament als zentrale Entschei-
dungsinstanz auf der Einnahmeseite vor. 
Die Studie plädiert für eine stufenweise 
Reform des europäischen Eigenmittel-
systems mit dem Ziel, eine neue steuer-
basierte Finanzierungsquelle einzuführen. 

Bei ihrer Abwägung der wichtigsten 
Steuerarten, die für eine EU-Steuer in Frage 
kämen, sehen Iain Begg et al. die Mehrwert-
steuer aus sozialpolitischen Gründen als 
nicht geeignet an; sie geben vielmehr der 
Körperschaftssteuer den Vorzug, um im 
europäischen Binnenmarkt die Besteue-
rung von Unternehmensgewinnen zu ver-
einheitlichen. Wichtig sei zudem, eine neue 
Eigenmittelquelle mit umweltpolitischen 
Zielen zu verbinden. Als zusätzliche Eigen-
mittelquellen empfehlen sie deshalb eine 
Abgabe auf innereuropäische Flüge, die 
Beteiligung der EU an den Einnahmen aus 
der bereits beschlossenen Versteigerung 
von CO2-Emissionszertifikaten und eine 
Kohlendioxidsteuer. Eine weitere Option 
sei die Nutzung von Gewinnen der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) als zusätzliche 
residuale Eigenmittelquelle. Dies bedürfe 
aber einer Änderung des Primärrechts 
und sei deshalb kurzfristig nicht umsetz-
bar. Die bestehenden oder neue Korrektur-
mechanismen lehnen die Autoren als nicht 
zielführend ab. 

In seiner Studie für den Pariser Think-
Tank Notre Europe führt Jacques Le Cacheux 
weitere Argumente für die Etablierung 
einer genuinen steuerbasierten Eigen-
mittelquelle der EU an. Er nennt als Vor-
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teile einer EU-Steuer die klare Aufteilung 
der Kompetenzen zwischen der EU und den 
Mitgliedstaaten und die Erhöhung der Legi-
timität des Europäischen Parlaments im 
Haushaltsverfahren. Bei der Diskussion 
möglicher Steuerarten kommt er zu dem 
Schluss, dass jedes Instrument Vorteile und 
Defizite aufweise. Die Auswahl hänge letzt-
lich von der Gewichtung der Kriterien Ein-
fachheit, Sichtbarkeit, Flexibilität, Effizienz 
und Gleichheit ab. 

Neue Reformdynamik 
auf der Ausgabenseite? 

Die heutige Budgetpolitik der EU wird noch 
immer von den Ausgaben für die Agrar- 
und die Regionalpolitik dominiert. Auch 
die letzte Runde der Verhandlungen zum 
Finanzrahmen 2007–2013 habe dies, 
so Joachim Schild, bestätigt. Für eine 
Neuausrichtung der Ausgabenprioritäten 
auf die neuen Ziele der EU-Lissabon-Stra-
tegie für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung – Wettbewerbsfähigkeit, Innovation, 
Bildung, Forschung und Entwicklung und 
Energiesicherheit – gebe es offensichtlich 
keine ausreichend starke Lobby im Ent-
scheidungsfindungsprozess der EU. Die 
Gruppe der potentiellen Gewinner eines 
»Lissabon-orientierten Budgets« sei zu dif-
fus, als dass sie ihre Präferenzen durch-
zusetzen vermöchte, während die poten-
tiellen Verlierer eines Prioritätenwechsels 
ihre Interessen konzentriert und nach-
drücklich behaupten konnten. 

Um die bemängelte Status-quo-Orientie-
rung aufzubrechen und eine Ausrichtung 
der Ausgabenprioritäten auf die neuen 
Politikfelder der Lissabon-Strategie an-
zustoßen, hat die Europäische Kommission 
eine Studie in Auftrag gegeben, die Mög-
lichkeiten einer Reform der EU-Ausgaben-
politik sondieren sollte. Die gemeinsame 
Studie des ECORYS Nederland BV, Nether-
lands Bureau for Economic Policy Policy 
Analysis und des Instituts für Wirtschafts-
forschung (IFO) plädiert dafür, die Aus-
gaben in der Kohäsionspolitik sowie für 

Landwirtschaft und ländliche Entwick-
lung deutlich zu kürzen. Keine Notwendig-
keit für Änderungen sehen die Autoren 
hingegen in den Bereichen Sozialpolitik, 
Wettbewerbsfähigkeit und Binnenmarkt, 
Erziehung und Kultur, Gemeinsame Fische-
reipolitik, Gesundheits- und Verbraucher-
politik und Freiheit, Sicherheit und Recht. 
Speziell in der europäischen Kohäsions-
politik sollten die europäischen Haushalts-
mittel auf die Unterstützung der ärmsten 
Regionen und die Förderung grenzüber-
schreitender Kooperation konzentriert 
werden. Für eine Förderung der weniger 
rückständigen Regionen mit EU-Haushalts-
mitteln bestehe dagegen kein Anlass. Förde-
rungsbedürftig seien die Politikbereiche 
Forschung, Umwelt, Gemeinsame Meeres-
politik, Infrastruktur, Verteidigung und 
Außenpolitik, deren Budget aufgestockt 
werden solle. Diese Politiken dienten der 
Bereitstellung europäischer öffentlicher 
Güter und stünden zudem noch in einem 
direkten Zusammenhang mit der Lissabon-
Strategie der Union. Daher sollten sie 
auch aus dem EU-Budget finanziert werden. 
Insgesamt spricht sich die Studie für gra-
duelle, aber dauerhafte Änderungen aus, 
die sich in drei Politikpaketen auf der Aus-
gabenseite des EU-Haushalts manifestieren 
sollten: 

 
 
 

Klimawandel und neue Energiequellen, 
Wissen und Innovation, 
Gemeinsame Sicherheits- und Außen-
politik. 
Auch Daniel Gros befürwortet als gene-

relles Leitprinzip für eine Reform des EU-
Budgets größere Investitionen in öffent-
liche Güter. Darüber hinaus schlägt er die 
Einführung von »Auslaufklauseln« vor. 
Danach würden Förderprogramme auto-
matisch auslaufen, wenn ihre Nützlichkeit 
nicht mehr nachzuweisen oder keine neue 
Absprache über ihre Fortführung möglich 
sei. Gros glaubt, dass eine grundsätzliche 
Einigung auf solche »Sunset«-Klauseln leich-
ter zu erreichen sei als eine Vereinbarung 
über die Absenkung der Ausgaben in be-
stimmten Politikbereichen. Auslaufklau-
seln sollten deshalb insbesondere in den 
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beiden größten Ausgabenblöcken Anwen-
dung finden: im Bereich der Gemeinsamen 
Agrarpolitik und der Strukturpolitik. Eben-
so wie die holländischen und deutschen 
Ökonomen in ihrem Gutachten gelangt 
auch Gros zu der Empfehlung, dass die EU 
mehr Ressourcen aufwenden sollte, um 
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 
zu steigern und Beschäftigung zu sichern. 
Dabei sollte sie sich auf die besonderen 
Schwerpunkte der Lissabon-Strategie kon-
zentrieren: auf die Förderung des Human-
kapitals, von Innovation, Forschung und 
Bildung. Um die Ausgaben für europäische 
Forschung effizienter zu machen, emp-
fiehlt Gros, die Märkte der Forschungs-
förderungsprogramme zu öffnen und da-
mit einen Wettbewerb um europäische und 
nationale Fördergelder zu ermöglichen. 

Begrenzte Hoffnungen und 
skeptische Prognosen 

Tamás Szemlér und Jonas Eriksson sehen 
grundsätzlich gute Chancen für bedeut-
same Änderungen auf der Ausgabenseite 
des EU-Budgets. Ein zentrales Ergebnis 
ihrer Studie ist, dass die Unterschiede in 
der Gewichtung der Ausgabenpräferenzen 
verschwimmen, obwohl die kurzfristigen 
Interessen der neuen und der alten Mit-
gliedstaaten divergieren. Trotz der kurz- 
oder mittelfristigen Interessen an ihrem 
wirtschaftlichen Aufholprozess sei den 
neuen Mitgliedstaaten die Bedeutung einer 
starken Union ebenso bewusst wie die Aus-
wirkungen der späteren Erweiterungs-
runden auf die Kohäsions- und Agrarpolitik. 
Deswegen seien sie für eine langfristige 
Reform des Budgets offen. 

Eine Reform im Bereich der Gemein-
samen Agrarpolitik werde inzwischen nicht 
mehr nur von den traditionellen Kritikern 
gefordert, sondern auch von den Nutz-
nießern des heutigen Systems befürwortet. 
In der Kohäsionspolitik sei eine Kürzung 
der Ausgaben ebenfalls unabdingbar und 
sogar von den jetzigen Nettoempfängern 
gewünscht. Als Ermöglichungsgrund für 

diesen fundamentalen Wandel nationaler 
Präferenzen sehen sie eine Konvergenz 
nationaler Interessen. Die bisherigen Netto-
empfänger hofften, dass sie bis zum Ablauf 
des nächsten Finanzrahmens die wohl-
habenden Mitgliedstaaten eingeholt haben 
könnten. Sollte dies der Fall sein, würden 
spätere Erweiterungen keine statistischen 
Auswirkungen auf ihre Berechtigung 
haben, aus den Strukturfonds gefördert zu 
werden. Das Erreichen des Ziels der Wett-
bewerbsfähigkeit sei deshalb eine neue 
Priorität und im Interesse aller Mitglied-
staaten. Angesichts der nationalen fiska-
lischen Interessen der politischen Entschei-
dungsträger lasse sich das Volumen des 
EU-Budgets wohl nicht ausweiten. Um 
die bestehende Reformblockade zu durch-
brechen, empfehlen die Autoren den 
Entscheidungsträgern, vom Nettosalden-
denken Abstand zu nehmen und eine 
langfristigere Herangehensweise zu wäh-
len. Da die Gruppen der neuen und alten 
Mitgliedsländer im Übrigen in ihren Inter-
essen keineswegs homogen seien, könne 
mit neuen Koalitionen gerechnet werden. 
Die Haushaltsüberprüfung biete die ein-
malige Chance, einen entscheidenden 
Reformdurchbruch zu erzielen, die es zu 
nutzen gelte. 

Weniger optimistisch ist die Prognose 
von Friedrich Heinemann. Das Kern-
problem des EU-Budgets sei die weiterhin 
dominierende und unter den bestehenden 
Interessenkonstellationen nicht zu be-
schneidende Rolle der Agrar- und der Regio-
nalpolitik. Sie führe zu einer Vernachlässi-
gung effizienter und europapolitisch vor-
rangiger Politikfelder. Heinemann kommt 
zu dem ernüchternden Fazit, dass das EU-
Finanzsystem derzeit nicht reformierbar 
sei. Ähnlich skeptisch sind Marco Buti und 
Maria Nava, beide Mitarbeiter der Euro-
päischen Kommission. Angesichts der Ein-
stimmigkeitsregel, die bei den Finanz-
verhandlungen gelte, und der schwierigen 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingun-
gen sei eine Änderung des Status quo kaum 
durchsetzbar. Sie schlagen deshalb die Ein-
führung einer »beschränkten Flexibilität« 
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in das EU-Budget vor, um mittels kleiner 
Schritte die Chancen für eine Reform 
mittelfristig zu erhöhen. Konkret geht es 
ihnen um eine stärkere Konzentration der 
EU-Ausgaben auf jene europäischen Pro-
gramme, die in Verbindung mit den Lissa-
bon-Zielen stehen. Dies solle allerdings 
keineswegs die Festlegungen des maxi-
malen Finanzvolumens in der Finanziellen 
Vorausschau in Frage stellen, das für sieben 
Jahre fixiert ist. Ihre Strategie zielt darauf 
ab, die Effektivität und insbesondere die 
Flexibilität während der siebenjährigen 
Finanzperiode zu erhöhen. Dazu schlagen 
sie verschiedene Optionen vor: Entweder 
könnten Maßnahmen zur Generierung von 
Wachstumseffekten gebündelt werden. In 
den letzten Jahren der Finanzperiode könn-
ten dann stärkere Einsparungen erfolgen, 
um das Gesamtvolumen auf gleichem 
Niveau zu halten. Es könnten aber auch die 
Ausgaben zur Erfüllung der Lissabon-Stra-
tegie erhöht werden, zu Lasten anderer Aus-
gabenrubriken. Als weitere Option schlagen 
sie vor, der EU durch Ausgabe von »Euro-
bonds« die Möglichkeit zu eröffnen, sich 
kurzzeitig zu verschulden. Dies würde aller-
dings eine Veränderung des europäischen 
Primärrechts und des darin verankerten 
Verschuldungsverbots voraussetzen. Würde 
diese Option realisiert, könnten Reform-
anreize verstärkt werden, um die Kohärenz 
von Zielen und Mitteln der EU zu erhöhen 
und die Entwicklung einer übergreifenden 
Lösung voranzutreiben, die alle Aspekte des 
EU-Haushalts – Ausgaben, Einnahmen und 
Entscheidungsmechanismen – umfasst. 

Joachim Schild hält es in seiner Pro-
gnose ebenfalls zumindest für möglich, 
dass sich der EU-Haushalt modernisieren 
lässt. Der zunehmende und anhaltende 
Anstieg der Weltmarktpreise für landwirt-
schaftliche Produkte könne das politische 
Reformklima im Umfeld der nächsten 
Verhandlungsrunde verändern und neue 
Möglichkeiten für eine Reduzierung der 
Agrarsubventionen eröffnen. Die Agrar-
ausgaben zugunsten der neuen Mitglied-
staaten würden zudem die bisherigen öko-
nomischen Vorteile Frankreichs in der 

Gemeinsamen Agrarpolitik zusehends 
schrumpfen lassen und damit zugleich 
die französische Bereitschaft erhöhen, eine 
Kürzung der Agrarsubventionen gegen eine 
weitere Absenkung des britischen Beitrags-
rabatts einzutauschen. Einzig die Kombi-
nation aus verändertem politischem Klima 
und einer neuen Interessenkonstellation 
könnte demzufolge dazu führen, das die 
Kluft zwischen den Lissabon-Zielen und 
der Struktur des heutigen Budgets über-
brückt wird. 

Fazit 

Zusammengefasst zeichnet sich in den 
vorgestellten Aufsätzen und Gutachten 
ein Konsens über drei Punkte ab: 

1. Die Autoren sind einhellig der Auf-
fassung, dass das intergouvernementale 
Entscheidungsverfahren das ohnehin 
dominierende Denken in nationalen Netto-
saldenkategorien noch verstärkt. Diese 
Form der fiskalischen Gewinn- und Ver-
lustrechnung entspricht aber immer weni-
ger den Herausforderungen, vor die sich 
die Europäische Union in den nächsten Jah-
ren gestellt sehen wird. Gefragt wäre die 
Ausrichtung des EU-Budgets auf gemein-
same europäische Ziele und die Finanzie-
rung gemeinschaftlicher öffentlicher Güter. 

2. Mit Blick auf die Ausgabenseite 
herrscht insofern breiter Konsens, dass 
die verstärkte Finanzierung zukunftsorien-
tierter Politikfelder, die mit der Lissabon-
Strategie der EU zur Förderung von Wett-
bewerbsfähigkeit, Wachstum und Beschäf-
tigung verbunden werden, im Mittelpunkt 
stehen sollte. In dieser Hinsicht überzeugt 
die Argumentation von Daniel Gros – auch 
aufgrund ihrer Prägnanz. 

3. Die Debatte über Reformen auf der Ein-
nahmenseite wird deutlich von der Frage 
nach einer EU-Steuer bestimmt. Hier haben 
Friedrich Heinemann und seine Kollegen 
am Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung mit ihrem Gutachten eine euro-
paweite Bezugsgrundlage für die weitere 
Diskussion bereitgestellt, und Jacques Le 
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Cacheux hat plausible Argumente für eine 
EU-Steuer geliefert. 
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